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                      Was ist versichert?

   Wir erstatten Ihnen die erforderlichen Kosten für die Wahrneh- 
mung rechtlicher Interessen bei Rechtsstreitigkeiten im Zusam- 
menhang mit der berechtigten Nutzung eines Kraftfahrzeuges 
oder als sonstiger Teilnehmer im öffentlichen Verkehr.

  Durch diesen Vertrag sind folgende Personen versichert
   Sie als Versicherungsnehmer,
   der im Haushalt lebende Partner,
   im Haushalt lebende Kinder.

   Bestehender Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen in folgenden Bereichen:

   bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, 
   bei Verwaltungsangelegenheiten,
    bei Ordnungswidrigkeiten und Strafangelegenheiten 

(Vergehen),
    im Vertrags- und Sachenrecht, bei Steuerangelegen-

heiten, bei Sozialverfahren und
    im Verkehrs-Opfer-Rechtsschutz als Nebenkläger.

   Unter den erforderlichen Kosten verstehen wir 
    übliche, angemessene Mediationskosten,
    Rechtsanwaltskosten im In- und Ausland einschließlich 

Verkehrsanwalt im Rahmen der gesetzlichen Vergütung,
    Reisekosten, wenn Sie vor einem ausländischen Gericht 

erscheinen müssen,
    Übersetzungskosten,
    Verfahrens- und Vollstreckungskosten, Kosten für gesetz-

liche Schlichtungsverfahren,
    Kosten für Beistandsleistungen und psychosoziale Pro- 

zessbegleitung und
    Kosten für eine MPU, sofern der zugrunde liegende Vor-

wurf entkräftet wird.
   Strafkaution stellen wir Ihnen als zinsloses Darlehen zur 
Verfügung.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
   Die Höhe der vereinbarten Versicherungsleistungen können Sie 
Ihrem Antrag oder auch Ihrem Versicherungsschein entnehmen.

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten
DFV-VerkehrsrechtsSchutz

DFV Deutsche Familienversicherung AG

Dieses Informationsblatt ist ein nicht abschließender Überblick über die von Ihnen gewählte Versicherung. Die vollständigen Infor- 
mationen zu Ihrer Versicherung finden Sie in den Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungs- 
bedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen sorgfältig durch.

Um welche Versicherung handelt es sich?
DFV-VerkehrsrechtsSchutz bietet Ihnen und Ihren Angehörigen einen bedarfsgerechten Verkehrsrechtsschutz im privaten, dienst-
lichen oder freiberuflichen Bereich.

                      Was ist nicht versichert?

   Wir können Ihnen im Rahmen der Verkehrsrechtsschutzversi- 
cherung nicht unbegrenzt Versicherungsschutz bieten. Daher 
besteht in bestimmten Fällen kein Anspruch auf Versicherungs- 
leistungen.

  Der Versicherungsschutz umfasst z. B. nicht die Wahrnehmung 
Ihrer/der rechtlichen Interessen

   gegen uns oder gegen das Schadenabwicklungsunterneh-
men wegen Ansprüchen aus diesem Versicherungsvertrag,

   versicherter Personen untereinander,
   im ursächlichen Zusammenhang mit Krieg, feindseligen 

oder terroristischen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Streik, Aussperrung oder Erdbeben,

  bei Verfahren vor Verfassungsgerichten,
   bei Verfahren vor internationalen oder supranationalen 

Gerichten,
   für Rechtsschutzfälle, die bei Versicherungsbeginn bereits 

eingetreten sind oder vorhersehbar waren,
   für Rechtsschutzfälle in Bereichen, in denen Sie bei Mel-

dung des Rechtsschutzfalles länger als drei Jahre bei uns 
nicht mehr versichert sind,

   im Zusammenhang mit einem geplanten oder eröffneten 
Insolvenzverfahren

                       Gibt es Einschränkungen beim  
Versicherungsschutz?

!   Hat Ihnen ein anderer Kosten der Rechtsverfolgung erstattet, müssen 
Sie uns diese Kosten zurückzahlen.

!   Sofern Sie einen Selbstbehalt mit uns vereinbart haben, wird dieser 
von unserer Entschädigungsleistung abgezogen.

!   Die Strafkaution ist auf einen Betrag in Höhe von maximal  
500.000 EUR begrenzt.
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                      Wo bin ich versichert?

   Wir bieten weltweit Versicherungsschutz bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt (außerhalb Europas maximal für 1 Jahr).

                      Wann und wie muss ich bezahlen?

Den Erstbeitrag haben Sie bei Erhalt des Versicherungsscheines, spätestens jedoch bis zu dem vereinbarten Versicherungsbeginn, zu zahlen; erst 
durch Zahlung des Erstbeitrages kommt der Vertragsabschluss zustande. Folgebeiträge müssen Sie entsprechend der vereinbarten Zahlungswei-
se jeweils rechtzeitig zu den vereinbarten Terminen zahlen. Die vereinbarte Zahlungsweise finden Sie im Versicherungsschein. Sie kann monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich sein. Sie können uns die Beiträge überweisen, am SEPA-Lastschriftverfahren teilnehmen oder einen von uns 
angebotenen elektronischen Bezahldienst (z. B. PayPal) nutzen.

                      Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt frühestens zu dem vereinbarten Versicherungsbeginn. Der Versicherungsschutz besteht nicht, wenn Sie den  
Erstbeitrag nicht gezahlt haben, es sei denn, Sie haben dies nicht zu verantworten.
Mit Beendigung des Versicherungsvertrages, z. B. durch Kündigung oder Wegfall des versicherten Interesses, erlischt der Versicherungsschutz.

                      Welche Pflichten habe ich?

Versicherte Personen haben vor und nach Eintritt des Versicherungsfalles die nachstehenden Obliegenheiten zu beachten. Bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Obliegenheit können versicherte Personen Ihren Anspruch auf Versicherungsleistungen ganz oder teilwei- 
se verlieren.

Obliegenheiten vor Eintritt des Rechtsschutzfalles:
•  Fahrer oder Führer eines Fahrzeuges müssen bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die erforderliche Fahrerlaubnis haben, berechtigt sein, das Fahrzeug 

zu führen und das Fahrzeug muss zugelassen sein oder ein Versicherungskennzeichen haben.

Obliegenheiten nach Eintritt des Rechtsschutzfalles:
Sie müssen uns
• den Rechtsschutzfall, soweit Ihnen zumutbar, unverzüglich anzeigen,
• vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles unterrichten,
• alle Beweismittel angeben,
• Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung stellen und
• auf unser Verlangen Auskünfte über den Verfahrensstand geben.
Ihren/Ihrem Rechtsanwalt müssen Sie bei der Beauftragung
• vollständig und wahrheitsgemäß unterrichten,
• die Beweismittel angeben,
• die möglichen Auskünfte erteilen und
• die notwendigen Unterlagen beschaffen.

                      Wie kann ich den Vertrag beenden?

Sie können den Versicherungsvertrag nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit von 24 Monaten mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Versi-
cherungsjahres kündigen. 
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Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, 
sehr geehrter Versicherungsnehmer,

mit diesem Kundeninformationsblatt erhalten Sie allgemei-
ne Informationen über die Deutsche Familienversicherung 
und Ihren Versicherungsvertrag. Bitte lesen Sie diese Infor-
mationen sorgfältig.

1. Wer sind wir und wie können Sie uns erreichen?

Sie schließen den Versicherungsvertrag mit der 
DFV Deutsche Familienversicherung AG, Reuter-
weg 47, 60323 Frankfurt am Main.

Unseren Kundenservice erreichen Sie in unserem 
DFV-Kundenportal.

Kundenportal: www.dfv-portal.de
E-Mail: service@deutsche-familienversicherung.de

Wir weisen Sie darauf hin, dass das Versenden 
personenbezogener Daten nicht über E-Mail er-
folgen sollte. Nutzen Sie aus Datenschutz- und 
Sicherheitsgründen bitte ausschließlich die Kom-
munikationsmöglichkeiten über das DFV-Kun-
denportal und/oder die DFV-App.

Die Namen der vertretungsberechtigten Vor-
standsmitglieder werden in den Angebotsunterla-
gen genannt und finden sich auch im Impressum 
auf unserer Webseite (www.deutsche-familien-
versicherung.de/impressum/).

Sitz der Gesellschaft ist Frankfurt am Main, ein-
getragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Frankfurt am Main unter HRB 78012.

2. Welche Hauptgeschäftstätigkeit haben wir?

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit ist der Vertrieb 
und die Verwaltung von Versicherungsverträgen 
für den privaten Bereich. Wir bieten vornehmlich 
Krankenzusatzversicherungen einschließlich der 
Pflegezusatzversicherungen als Ergänzung zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung so-
wie private Schaden- und Unfallversicherungen an.

3. Welche Versicherungsbedingungen finden An-
wendung und welche sind die wesentlichen Merk-
male unserer Versicherungsleistung?

Dem Versicherungsvertrag liegen die bei Vertrags-
schluss vereinbarten und im Versicherungsschein 
genannten Versicherungsbedingungen der Deut-
schen Familienversicherung zugrunde.

Die Versicherungsleistungen sind in den Versi-
cherungsbedingungen inklusive Anhang näher be-
schrieben.  

4. Wie hoch ist der Beitrag Ihrer Versicherung?

Die Höhe des Beitrages ist abhängig von dem ge-
wählten Versicherungsschutz. Den zu zahlenden 
Beitrag können Sie dem Versicherungsschein ent-
nehmen.

5. Welche zusätzlichen Kosten fallen an?

Für Dokumente und Schreiben in Papierform, die 
wir Ihnen auf Ihr Verlangen per Post zur Verfügung 
stellen, können zusätzliche Kosten anfallen. Diese 
haben Sie zu tragen.

Neben dem Beitrag fallen regelmäßig keine zu-
sätzlichen Kosten für Sie an.

6. Wie können Sie Ihre Versicherungsbeiträge zahlen?

Sie können Ihre Beiträge, soweit nicht eine andere 
Zahlungsweise vereinbart wurde, monatlich zahlen.

Sie können bequem am SEPA-Lastschriftverfah-
ren teilnehmen oder einen von uns angebotenen 
elektronischen Bezahldienst (z. B. PayPal) nutzen.

Der Beitrag gilt als bezahlt, wenn die entsprechen-
den Beträge auf unserem Konto eingegangen 
sind oder bei einem SEPA-Lastschriftmandat oder 
elektronischen Bezahldienst von dem Konto abge-
bucht werden konnten und der Abbuchung nicht 
widersprochen wird.

Kundeninformationsblatt
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7. Welche Gültigkeitsdauer haben die Ihnen zur Ver-
fügung gestellten Informationen?

Die zur Verfügung gestellten Informationen sind 
unbefristet gültig, solange sie nicht durch neue In-
formationen wirksam ersetzt wurden. An konkre-
te, individualisierte Angebote zum Abschluss ei-
nes Versicherungsvertrages halten wir uns sechs 
Wochen gebunden, sofern im Einzelfall nichts an-
deres vereinbart wird.

8. Wie kommt der Versicherungsvertrag zustande?

Der Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und uns 
kommt zustande, wenn wir Ihren Antrag oder Sie 
unser Angebot annehmen. Je nach Vereinbarung 
nehmen Sie unser Angebot durch ausdrückliche 
Erklärung, Zahlung des Erstbeitrages oder durch 
Rücksendung vertragsrelevanter Unterlagen an.

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versi-
cherungsschein genannten Versicherungsbeginn 
nur, wenn auch die Zahlung des fälligen Erstbei-
trages erfolgt ist.

9. Wann und wie können Sie Ihre Vertragserklärung 
widerrufen? 

Wir gewähren Ihnen eine Widerrufsfrist von zwei 
Monaten, obwohl der Gesetzgeber für diesen Fall 
lediglich eine Frist von 14 Tagen vorsieht. Mit 
Verlängerung dieser Widerrufsfrist haben wir für 
Sie eine besonders kundenfreundliche Regelung 
geschaffen, damit Sie in Ruhe Ihre Vertragserklä-
rung überdenken können.

Anfang der Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere 
Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 
zwei Monaten ohne Angabe von Gründen in Text-
form (z. B. Brief, Telefax oder E-Mail) widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen

• der Versicherungsschein,
• die Vertragsbestimmungen,  

einschließlich der für das Vertragsverhältnis 
geltenden Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen, diese wiederum einschließlich der 
Tarifbestimmungen,

• diese Belehrung,
• das Informationsblatt zu Versicherungspro-

dukten
• und die in Abschnitt 2 aufgeführten Informa-

tionen 

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht-
zeitige Absendung Ihres Widerrufs. Der Widerruf 
ist zu richten an:

DFV Deutsche Familienversicherung AG
Reuterweg 47
60323 Frankfurt am Main

Kundenportal: www.dfv-portal.de

Wir weisen Sie darauf hin, dass der Versand per-
sonenbezogener Daten nicht über E-Mail erfolgen 
sollte. Nutzen Sie aus Datenschutz- und Sicher-
heitsgründen bitte ausschließlich die Kommuni-
kationsmöglichkeiten über das DFV-Kundenportal 
und/oder die DFV-App. 

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der 
Versicherungsschutz und der Versicherer hat Ih-
nen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn 
Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zu-
gang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer 
in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um 1/30 des im Versicherungsschein vereinbar-
ten Monatsbeitrages für jeden Tag des Bestehens 
des Versicherungsschutzes vom Vertragsbeginn 
bis zum Zugang des Widerrufs bei uns.  Der Versi-
cherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüg-
lich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wider-
rufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem 
Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Wi-
derruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. 
B. Zinsen) herauszugeben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des 
Versicherungsvertrages wirksam ausgeübt, so 
sind Sie auch an einen mit dem Versicherungs-
vertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr 
gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt 
vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen 
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Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des 
Versicherers oder eines Dritten auf der Grundla-
ge einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und 
dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf 
weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf 
Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen 
als auch vom Versicherer vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen 
weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten 
weiteren Informationen werden die Informations-
pflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungs-
zweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen 
zur Verfügung zu stellen:

1. die Identität des Versicherers und der etwai-
gen Niederlassung, über die der Vertrag abge-
schlossen werden soll; anzugeben ist auch 
das Handelsregister, bei dem der Rechtsträ-
ger eingetragen ist, und die zugehörige Regis-
ternummer;

2. die Identität einer Vertreterin oder eines Ver-
treters des Versicherers in dem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, in dem Sie Ihren 
Wohnsitz haben, wenn es eine solche Vertre-
terin oder einen solchen Vertreter gibt, oder 
die Identität einer anderen gewerblich tätigen 
Person als dem Versicherer, wenn Sie mit die-
ser geschäftlich zu tun haben, und die Eigen-
schaft, in der diese Person gegenüber Ihnen 
tätig wird;

3. a) die ladungsfähige Anschrift des Versi-
cherers und jede andere Anschrift, die für 
die Geschäftsbeziehung zwischen dem 
Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei 
juristischen Personen, Personenvereinigun-
gen oder –gruppen auch den Namen eines 
Vertretungsberechtigten; soweit die Mit-
teilung durch Übermittlung der Vertrags-
bestimmungen einschließlich der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervor-
gehobenen und deutlich gestalteten Form; 

b) jede andere Anschrift, die für die Geschäfts-
beziehung zwischen einer Vertreterin oder 
einem Vertreter des Versicherers oder einer 
anderen gewerblich tätigen Person gemäß 
Nummer 2 und Ihnen maßgeblich ist, bei juris-
tischen Personen, Personenvereinigungen 
oder -gruppen auch den Namen eines Ver-
tretungsberechtigten; soweit die Mitteilung 
durch Übermittlung der Vertragsbestimmun-
gen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Infor-
mationen einer hervorgehobenen und deutlich 
gestalteten Form;

4. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

5. die wesentlichen Merkmale der Versiche-
rungsleistung, insbesondere Angaben über 
Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des 
Versicherers;

6. den Gesamtpreis der Versicherung einschließ-
lich aller Steuern und sonstigen Preisbestand-
teile, wobei die Prämien einzeln auszuwei-
sen sind, wenn das Versicherungsverhältnis 
mehrere selbständige Versicherungsverträge 
umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis 
nicht angegeben werden kann, Angaben zu 
den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen 
eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

7. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der 
Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise 
der Prämien;

8. die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur 
Verfügung gestellten Informationen, bei-
spielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter 
Angebote, insbesondere hinsichtlich des Prei-
ses;

9. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande 
kommt, insbesondere über den Beginn der 
Versicherung und des Versicherungsschutzes 
sowie die Dauer der Frist, während der der 
Antragsteller an den Antrag gebunden sein 
soll;

10. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Wider-
rufsrechtes sowie die Bedingungen, Einzelhei-
ten der Ausübung, insbesondere Namen und 
Anschrift derjenigen Person, gegenüber der 
der Widerruf zu erklären ist, und die Rechts-
folgen des Widerrufs einschließlich Informa-
tionen über den Betrag, den Sie im Falle des 
Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der All-
gemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 



Seite 4 von 5

bedürfen die Informationen einer hervorgeho-
benen und deutlich gestalteten Form;

11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages; 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertra-
ges;

12. Angaben zur Beendigung des Vertrages, 
insbesondere zu den vertraglichen Kündi-
gungsbedingungen einschließlich etwaiger 
Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalte-
ten Form;

13. die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, 
deren Recht der Versicherer der Aufnahme 
von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des 
Versicherungsvertrages zugrunde legt;

14. das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine 
Vertragsklausel über das auf den Vertrag 
anwendbare Recht oder über das zuständige 
Gericht;

15. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingun-
gen und die in diesem Abschnitt genannten 
Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie 
die Sprachen, in denen sich der Versicherer 
verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kom-
munikation während der Laufzeit dieses Ver-
trages zu führen;

16. einen möglichen Zugang für Sie zu einem 
außergerichtlichen Beschwerde- und Rechts-
behelfsverfahren und gegebenenfalls die 
Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei 
ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass 
die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu 
beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

17. Name und Anschrift der zuständigen Auf-
sichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer 
Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

10. Welche Laufzeit gilt für Ihren Versicherungs- 
vertrag?

Der Versicherungsvertrag wird für die Dauer von 
zwei Jahren geschlossen (Mindestvertrags-
laufzeit). Er verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn Sie oder wir den Vertrag, nach Ablauf der 
Mindestvertragslaufzeit, nicht zum Ende eines 

Versicherungsjahres unter Einhaltung der Kündi-
gungsfrist kündigen.  

11. Wann und wie können Sie Ihren Versicherungs-
vertrag kündigen?

Sie haben das Recht, den Versicherungsvertrag, 
nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit, mit ei-
ner Frist von einem Monat zum Ende des Versi-
cherungsjahres in Textform zu kündigen.  Für die 
Einhaltung der Kündigungsfrist ist der  Zugang Ih-
rer Kündigungserklärung bei uns maßgeblich. Zu 
viel gezahlte Beiträge erstatten wir Ihnen selbst-
verständlich zurück.

12. Welches Recht findet Anwendung?

Für diesen Versicherungsvertrag gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Für den Versi-
cherungsvertrag und die Vertragsunterlagen ein-
schließlich aller Informationen sowie der Kom-
munikation findet ausschließlich die deutsche 
Sprache Anwendung.

13. An wen kann ich mich bei Beschwerden oder  
Beanstandungen wenden?

Kundenzufriedenheit ist uns wichtig, dennoch 
kann es im Einzelfall vorkommen, dass Sie An-
lass zu einer Beschwerde sehen.In solchen Fällen 
können Sie sich gerne an den Beauftragten des 
Vorstandes für Kundenbeschwerden und Kunden-
zufriedenheit der Deutschen Familienversicherung 
wenden. Diesen erreichen Sie über das DFV-Kun-
denportal oder per E-Mail an:

beschwerde@deutsche-familienversicherung.de.

Sie können sich auch an folgende Stelle wenden:

Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 080632, 10006 Berlin

Telefon 0800 3696000
(kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)

Telefax 0800 3699000
(kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)

www.versicherungsombudsmann.de
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Die Möglichkeit, den ordentlichen Rechtsweg zu 
beschreiten, bleibt Ihnen trotz einer Beschwerde 
bei dem Versicherungsombudsmann erhalten.
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14. Welche Aufsichtsbehörde ist für uns zuständig?

Alle privaten Versicherungsunternehmen, die im 
Geltungsbereich des Versicherungsaufsichtsge-
setzes die Privatversicherung betreiben und ihren 
Sitz in Deutschland haben, stehen unter staatli-
cher Aufsicht. Die für uns zuständige Aufsichts-
behörde ist die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
Telefon 0228 41 08 0
Telefax 0228 41 08 1550
Internet www.bafin.de 
E-Mail poststelle@bafin.de

Bei Beschwerden steht Ihnen auch die Möglichkeit 
offen, sich an die Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht zu wenden.
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Versicherungsbedingungen
für die Rechtsschutzversicherung DFV-VerkehrsrechtsSchutz

in der Fassung vom 01.07.2025
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Sehr geehrte Versicherungsnehmerin,
sehr geehrter Versicherungsnehmer,

diese Versicherungsbedingungen konkretisieren 
den Versicherungsschutz des mit Ihnen abge-
schlossenen Versicherungsvertrages in dem 
Umfang, wie er sich aus dem Versicherungsschein 
und den gesetzlichen Bestimmungen ergibt.

Um die Versicherungsbedingungen sprachlich ver-
ständlich abzufassen, werden Sie direkt angespro-
chen. Mit der Anrede „Sie“ oder „Ihnen“ ist, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, der Versicherungs-
nehmer bzw. die Versicherungsnehmerin, mit „wir“ 
oder „uns“ die Deutsche Familienversicherung 
gemeint.

A. Allgemeine Versicherungsbedingungen 

1. Versicherungsbeiträge

Die Höhe des Versicherungsbeitrages richtet sich 
nach dem gewählten und im Versicherungsschein 
dokumentierten Tarif.

Den zu zahlenden Versicherungsbeitrag können 
Sie dem jeweils gültigen Versicherungsschein ent-
nehmen.

2. Fälligkeit des Erstbeitrages, Beginn des Versiche-
rungsschutzes und Folgen der nicht rechtzeitigen 
Zahlung des Erstbeitrages

2.1 Fälligkeit des Erstbeitrages

Der erste Beitrag ist nach Erhalt des Versiche-
rungsscheines fällig. Er ist spätestens zum im 
Versicherungsschein vereinbarten Versicherungs-
beginn zu zahlen.

2.2 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz und das erste Ver-
sicherungsjahr beginnen zu dem im Versiche-
rungsschein genannten Versicherungsbeginn. 
Unabhängig davon besteht jedoch kein Versiche-
rungsschutz, solange der Erstbeitrag nicht gezahlt 
wurde, es sei denn, Sie haben die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten.

Der Erstbeitrag gilt als rechtzeitig bezahlt, wenn er 
bei Fälligkeit auf unserem Konto eingegangen ist 
oder im Falle eines erteilten SEPA-Lastschriftman-
dates von dem vereinbarten Konto abgebucht wer-
den konnte und der Kontoinhaber der Abbuchung 
nicht widerspricht.

2.3 Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung des Erst-
beitrages

Solange der fällige Erstbeitrag nicht gezahlt ist, 
können wir von dem Versicherungsvertrag zurück-
treten. In diesem Fall können wir eine angemes-
sene Geschäftsgebühr verlangen. Unser Rück-
trittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie uns 
nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten haben.

3. Fälligkeit der Folgebeiträge und Folgen der nicht 
rechtzeitigen Zahlung der Folgebeiträge

3.1 Fälligkeit der Folgebeiträge

Die Folgebeiträge sind, je nach vereinbarter Zah-
lungsweise, jeweils monatlich, vierteljährlich, halb-
jährlich oder jährlich nach dem vereinbarten Ver-
sicherungsbeginn fällig.

3.2 Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung der Folge-
beiträge

Zahlen Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig, 
erhalten Sie eine Mahnung mit einer Zahlungsfrist 
von zwei Wochen. Die Mahnung enthält die rück-
ständigen Beiträge, Zinsen und Kosten sowie eine 
Belehrung über die nachstehenden Rechtsfolgen.

Haben Sie die angemahnten Beiträge, Zinsen und 
Kosten nach Ablauf der Zahlungsfrist nicht gezahlt 
und tritt der Versicherungsfall ein, sind wir nicht 
zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn Sie 
uns nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten haben.

Solange die angemahnten Folgebeiträge, Zinsen 
und Kosten nach Ablauf der Zahlungsfrist nicht 
gezahlt sind, können wir den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. Unser Kündigungs-
recht ist ausgeschlossen, wenn Sie uns nachwei-
sen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
haben.

Haben wir den Vertrag außerordentlich gekündigt, 
gilt Folgendes. Die Kündigung wird unwirksam, 
wenn Sie innerhalb eines Monats nach unserer 
Kündigung die angemahnten Beiträge, Zinsen und 
Kosten zahlen. Für Versicherungsfälle, die zwi-
schen dem Zugang der Kündigung und der Zah-
lung eingetreten sind, sind wir auch weiterhin nicht 
zur Leistung verpflichtet.
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4. Anpassung der Versicherungsbeiträge

Der Versicherungsbeitrag wird durch die in den 
technischen Kalkulationsgrundlagen niederge-
legten Faktoren (z. B. Schadenaufwand und -häu-
figkeit, Verwaltungskostenaufwand, Bestands-
zusammensetzung, Kündigungsverhalten) unter 
Berücksichtigung und Beachtung anerkannter 
Grundsätze der Versicherungsmathematik und 
-technik ermittelt.

Wir können die Versicherungsbeiträge anpas-
sen, wenn wir nicht nur als vorübergehend anzu-
sehende Veränderungen des Leistungs- bzw. 
Schadenbedarfs gegenüber unseren technischen 
Berechnungsgrundlagen feststellen. Wir kön-
nen die Beiträge dann entsprechend den neuen 
Berechnungsgrundlagen anpassen, um die Erfüll-
barkeit der Versicherungsleistungen zu gewähr-
leisten

Die Änderung der Versicherungsbeiträge werden 
wir Ihnen unter Angabe der maßgeblichen Gründe 
in Textform mitteilen. Die Änderungen werden 
zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf 
unsere Mitteilung folgt.

Erhöht sich Ihr Versicherungsbeitrag, aufgrund 
einer voran beschriebenen Beitragsanpassung, 
können Sie den Versicherungsvertrag innerhalb 
von 2 Monaten nach Zugang der Änderungsmittei-
lung zu dem Zeitpunkt kündigen, zu dem die Bei-
tragserhöhung wirksam wird. 

5. Anpassung der Versicherungsbedingungen

Bei einer Änderung bestehender oder Inkrafttreten 
neuer Rechtsvorschriften, die sich unmittelbar auf 
einzelne Bedingungen des Versicherungsvertra-
ges auswirken, haben wir das Recht, die Versiche-
rungsbedingungen den veränderten Verhältnissen 
anzupassen, wenn die Änderungen zur hinreichen-
den Wahrung der Belange der Versicherungsneh-
mer erforderlich sind.

Die Änderungen von Versicherungsbedingungen 
werden wir Ihnen unter Angabe der maßgeblichen 
Gründe in Textform mitteilen. Die Änderungen wer-
den zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der 
auf unsere Mitteilung folgt.

Ist eine Bestimmung in den Versicherungsbedin-
gungen durch höchstrichterliche Entscheidung 
oder durch einen bestandskräftigen Verwaltungs-
akt für unwirksam erklärt worden, können wir sie 
durch eine neue Regelung ersetzen, wenn dies 

zur Fortführung des Versicherungsvertrags not-
wendig ist oder wenn das Festhalten an dem Ver-
sicherungsvertrag ohne neue Regelung für eine 
Vertragspartei auch unter Berücksichtigung der 
Interessen der anderen Vertragspartei eine unzu-
mutbare Härte darstellen würde.

Im Falle von Änderungen der Versicherungsbe-
dingungen durch höchstrichterliche Entscheidung 
oder durch einen bestandskräftigen Verwaltungs-
akt werden die neuen Regelungen zwei Wochen, 
nachdem wir Ihnen die neuen Regelungen unter 
Angabe der maßgeblichen Gründe mitgeteilt 
haben, Bestandteil Ihres Versicherungsvertrages.

6. Laufzeit des Versicherungsvertrages

Der Versicherungsvertrag wird für die Dauer von 
zwei Jahren geschlossen (Mindestvertragslauf-
zeit). Er verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn 
Sie oder wir den Vertrag, nach Ablauf der Mindest-
vertragslaufzeit, nicht zum Ende eines Versiche-
rungsjahres unter Einhaltung der Kündigungsfrist 
kündigen. 

Das erste Versicherungsjahr beginnt zu dem im 
Versicherungsschein dokumentierten Versiche-
rungsbeginn.

7. Kündigung und Beendigung des Versicherungs-
vertrages 

7.1 Kündigung des Versicherungsvertrages

Sie und wir haben das Recht, den Versicherungs-
vertrag, nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit, 
mit einer Frist von einem Monat zum Ende des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen.

Für die Einhaltung der Kündigungsfrist ist der 
Zugang Ihrer Kündigungserklärung bei uns, maß-
geblich.

Sie und wir können den Versicherungsvertrag 
auch nach einem Versicherungsfall innerhalb von 
einem Monat nach Abschluss der Verhandlungen 
über die Entschädigung kündigen. Im Falle unserer 
Kündigung wird diese einen Monat nach Zugang 
bei Ihnen wirksam.

Mit dem Ende des Vertrages endet der Versiche-
rungsschutz.
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7.2 Beendigung des Versicherungsvertrages

Der Versicherungsvertrag endet, wenn das versi-
cherte Interesse (versichertes Risiko) entfällt. 

Das versicherte Risiko richtet sich grundsätzlich 
nach dem konkreten Versicherungsschutz. 

Der Versicherungsvertrag endet auch, wenn Sie 
Ihren Erst- oder Hauptwohnsitz ins Ausland ver-
legen.

Zusätzliche, tarifspezifische Beendigungsgründe 
sind in den jeweiligen besonderen Versicherungs-
bedingungen geregelt.

Mit Beendigung des Versicherungsvertrages 
endet - auch für schwebende Versicherungsfälle - 
der Versicherungsschutz.

8. Obliegenheiten und Folgen von Obliegenheitsver-
letzungen bei Antragstellung

8.1 Obliegenheiten bei Antragstellung

Damit wir Ihren Versicherungsantrag prüfen kön-
nen, müssen Sie unsere Fragen nach gefahrer-
heblichen Umständen (z. B. Gesundheitsfragen), 
die von uns vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung 
in Textform gestellt werden, wahrheitsgemäß und 
vollständig beantworten. Gefahrerheblich sind alle 
Umstände, die für unsere Entscheidung, den Ver-
sicherungsvertrag überhaupt oder mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen, erheblich sind. 

8.2 Folgen von Obliegenheitsverletzungen bei 
Antragstellung

Verletzen Sie die Anzeigepflicht vor Vertrags-
abschluss, können wir von dem Versicherungs-
vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht ist aus-
geschlossen, wenn Sie die Anzeigepflicht weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt haben. 
In diesem Fall können wir den Versicherungsver-
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen. 

Erfolgt der Rücktritt von dem Versicherungsver-
trag nach Eintritt des Versicherungsfalles, sind 
wir nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, 
die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf 
einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang unserer Leistungs-
pflicht ursächlich ist. Haben Sie die Anzeigepflicht 

arglistig verletzt, sind wir auch in diesem Fall nicht 
zur Leistung verpflichtet.

9. Willenserklärungen und Anzeigen

Willenserklärungen und Anzeigen bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Textform. Für diese nutzen 
Sie aus Nachhaltigkeitsgründen und im Interesse 
einer zügigen Bearbeitung das DFV-Kundenportal.

10. Gerichtsstand

Für alle Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
ist das Gericht, in dessen Bezirk Sie Ihren Haupt-
wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben,    
oder bei Klagen gegen uns auch wahlweise das 
Gericht an unserem Geschäftssitz, zuständig.

Verlegen Sie nach Vertragsschluss Ihren Haupt-
wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen 
Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ist, oder ist 
Ihr Hauptwohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist 
das Gericht an unserem Geschäftssitz zuständig.

11. Anzuwendendes Recht

Für diesen Versicherungsvertrag gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland.

12. Verjährung von Ansprüchen aus dem Versiche-
rungsvertrag

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet 
sich nach den allgemeinen Regelungen des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB).

Wenn Sie einen Anspruch bei uns angemeldet 
haben, ist die Verjährung ausgesetzt. Die Ausset-
zung wirkt von der Anmeldung bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Text-
form zugeht.

13. Digitale Kommunikation

Sämtliche Unterlagen (z. B. Versicherungsscheine, 
Vertragsinformationen, Leistungsabrechnungs-
schreiben, Mahnungen, Kündigungsbestätigun-
gen) stellen wir Ihnen ausschließlich digital über 
unser Kundenportal zur Verfügung. 

Für Dokumente und Schreiben in Papierform, die 
wir Ihnen auf Ihr Verlangen per Post zur Verfügung 
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stellen, können zusätzliche Kosten anfallen. Diese 
haben Sie zu tragen.

14. Versicherungsmissbrauch

Als Versicherungsnehmer bzw. versicherte Person 
haben Sie nach dem Versicherungsvertragsgesetz 
bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im 
Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschät-
zung des Risikos und die Schadenabwicklung 
wichtigen Umstände anzugeben. 

Hierzu gehören zum Beispiel frühere Krankheiten 
und Versicherungsfälle oder Mitteilungen über 
gleichartige andere Versicherungen (beantragte, 
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). 

Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, 
eventuelle Widersprüche in Ihren Angaben auf-
zuklären oder um Lücken bei den Feststellungen 
zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es 
erforderlich sein, Dritte (z. B. andere Versicherer, 
Behörden) um Auskunft zu bitten oder entspre-
chende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (z. 
B. Rückversicherungen, Doppelversicherungen, 
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Tei-
lungsabkommen) eines Austausches von perso-
nenbezogenen Daten mit Dritten sowie unter den 
Versicherern. Dabei werden personenbezogene 
Daten des Betroffenen weitergegeben (z. B. Name 
und Anschrift, Art des Versicherungsschutzes 
und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie 
Schadenhöhe und Schadentag).
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B. Besondere Versicherungsbedingungen für die 
Rechtsschutzversicherung DFV-Verkehrsrechts-
Schutz

1. Art des Versicherungsschutzes 

Versicherungsschutz besteht für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen bei Rechtsstreitigkei-
ten im Zusammenhang mit der berechtigten Nut-
zung eines Kraftfahrzeuges einschließlich E-Bikes 
und E-Scooter oder als sonstiger Teilnehmer im 
öffentlichen Verkehr nach Maßgabe dieser Versi-
cherungsbedingungen sowie des im vereinbarten 
und im Versicherungsschein dokumentierten Leis-
tungsumfangs.
 

2. Umfang des Versicherungsschutzes

2.1 Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der 
Nutzung eines Kraftfahrzeuges

Versicherungsschutz besteht für Sie bei der Wahr-
nehmung Ihrer rechtlichen Interessen als

• Eigentümer,
• Halter,
• Fahrer,
• Insasse,
• Leasingnehmer,
• Nutzer privater Rahmenvereinbarungen für Per-

sonenkraftwagen und Elektrofahrzeugen,
• Mieter oder
• Erwerber

eines Kraftfahrzeuges sowie E-Bikes und E-Scoo-
ter, sofern die Nutzung privat, dienstlich oder frei-
beruflich im Sinne von § 18 Abs. 1 Nr. 1 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) erfolgt. Unter dienstlich 
verstehen wir Ihre Tätigkeit als Angestellter oder 
Beamter. Die Nutzung im Rahmen einer selbst-
ständigen Tätigkeit ist nicht versichert.

2.2 Sonstige Verkehrsteilnehmer 

Versicherungsschutz besteht für Sie auch als 
sonstiger Verkehrsteilnehmer (z.B. Radfahrer, Fuß-
gänger) im öffentlichen Verkehr ausgenommen 
des Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachen-
recht.

2.3 Kraftfahrzeug  

Unter einem Kraftfahrzeug verstehen wir Motor-
fahrzeuge zu Lande, inklusive Anhänger, die der 
Personenbeförderung dienen.

Das jeweilige Kraftfahrzeug oder der Anhänger 
muss bei Vertragsabschluss oder während der 
Vertragsdauer auf Sie zugelassen sein, auf Ihren 
Namen mit einem Versicherungskennzeichen ver-
sehen sein oder zum vorübergehenden Gebrauch 
von Ihnen gemietet sein.

Sie sind ferner als Fahrer und Insasse fremder 
oder eigener Kraftfahrzeuge versichert. Sie müs-
sen bei Eintritt des Rechtsschutzfalles berechtig-
ter Nutzer des Kraftfahrzeuges sein. Dies setzt 
voraus, dass Sie das Kraftfahrzeug mit Willen und 
Einverständnis des Eigentümers nutzen.

Soweit eine Führerscheinpflicht besteht, müssen 
Sie im Besitz eines gültigen Führerscheins sein.

3. Rechtsschutzfall

Versicherungsschutz besteht für Rechtsschutz-
fälle, die während der Wirksamkeit dieses Vertra-
ges eingetreten sind.

Der Rechtsschutzfall tritt in dem Zeitpunkt ein, zu 
dem Sie oder ein anderer (z. B. der Gegner oder 
ein Dritter) gegen Rechtspflichten oder Rechtsvor-
schriften verstoßen haben oder verstoßen haben 
sollen. Im Rechtsschutz bei Schadenersatzan-
sprüchen gilt dies mit dem ersten Ereignis, bei 
dem der Schaden eingetreten ist oder eingetreten 
sein soll.

Wenn sich Ihr Versicherungsfall über einen Zeit-
raum erstreckt (Dauerverstoß), ist dessen Beginn 
maßgeblich.

Sind mehrere Versicherungsfälle für Ihren 
Anspruch auf Versicherungsschutz ursächlich, ist 
der erste entscheidend. Wenn dieser erste Versi-
cherungsfall innerhalb der Vertragslaufzeit eintritt, 
erhalten Sie Versicherungsschutz. Wenn dieser 
erste Versicherungsfall vor Vertragsbeginn ein-
getreten ist, haben Sie keinen Anspruch auf Ver-
sicherungsschutz. Zu Ihren Gunsten bleiben Ver-
sicherungsfälle unberücksichtigt, die länger als 
ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes 
eingetreten sind.

Der Eintritt eines Rechtsschutzfalles ist auch bei 
miterledigten Angelegenheiten erforderlich.
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4. Versicherte Personen

Soweit vereinbart und im Versicherungsschein 
dokumentiert erstreckt sich der Versicherungs-
schutz auf Sie und Ihre Familie.

Unter Familie verstehen wir:

• Ehepartner bzw. Partner aus einer eingetrage-
nen Lebensgemeinschaft und Lebenspartner, 
soweit diese im Haushalt des Versicherungs-
nehmers lebt und dort gemeldet sind,

• im Haushalt des Versicherungsnehmers 
lebende und gemeldete leiblichen Kinder sowie 
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder (auch der des 
Partners) bis zur Erstaufnahme einer beruf-
lichen Tätigkeit, jedoch maximal bis zu einem 
Alter von 30 Jahren, behinderte und pflegebe-
dürftige Kinder auch darüber hinaus.

Unter einer beruflichen Tätigkeit versicherter Kin-
der verstehen wir jede auf Dauer angelegte, der 
Einkommenserzielung dienende Betätigung. Aus-
bildungen zur beruflichen Qualifikation stellen 
keine berufliche Tätigkeit dar.

Alle Bestimmungen aus diesem Versicherungsver-
trag gelten auch für die mitversicherten Personen.

Verlangt eine mitversicherte Person Versiche-
rungsschutz, können Sie dem als Versicherungs-
nehmer widersprechen.

5. Versicherte Rechtsstreitigkeiten (Leistungsarten)

Bestehender Versicherungsschutz umfasst die 
Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen in fol-
genden Bereichen:

5.1 Rechtsschutz bei Schadenersatzansprüchen

Dies umfasst die Geltendmachung Ihrer außerver-
traglichen Schadenersatzansprüche, nicht jedoch 
deren Abwehr.

5.2 Rechtsschutz bei Verwaltungsangelegenheiten  

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen gegenüber Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten einschließlich eines vor-
geschalteten Widerspruchsverfahrens. Bei Halte- 
und Parkverstößen gilt dies nur, soweit diese zu 
einem Eintrag in das Fahreignungsregister (FAER) 
führen.

5.3 Rechtsschutz bei Ordnungswidrigkeiten 

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen beim Vorwurf einer Ordnungswidrig-
keit. Bei dem Vorwurf einer Geschwindigkeits-
überschreitung oder bei Halte- und Parkverstößen 
gilt dies nur, soweit diese zu einem Eintrag in das 
Fahreignungsregister (FAER) führen.

Nicht umfasst ist die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen bei vorsätzlich begangenen Ordnungs-
widrigkeiten. Wird Ihnen vorsätzliches Verhalten 
vorgeworfen, zahlen wir die Kosten Ihrer Vertei-
digung als Vorschuss. Wird der Vorsatz rechts-
kräftig festgestellt, müssen Sie uns den von uns 
geleisteten Kostenvorschuss zurückzahlen.

5.4 Rechtsschutz bei Strafangelegenheiten

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen beim Vorwurf eines verkehrsrechtli-
chen Vergehens, nicht jedoch beim Vorwurf eines 
verkehrsrechtlichen Verbrechens.

Vergehen ist eine Straftat, die im Mindestmaß 
mit einer Geldstrafe oder einer Freiheitsstrafe von 
unter einem Jahr bedroht ist. Verbrechen ist eine 
Straftat, die im Mindestmaß mit einer Freiheits-
strafe von einem Jahr bedroht ist.

Nicht umfasst ist die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen bei vorsätzlich begangenen Vergehen. 

Wird Ihnen vorsätzliches Verhalten vorgeworfen, 
zahlen wir die Kosten Ihrer Verteidigung als Vor-
schuss. Wird der Vorsatz rechtskräftig festge-
stellt, müssen Sie uns den von uns geleisteten 
Kostenvorschuss zurückzahlen.

5.5 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen aus privatrechtlichen Schuldverhältnis-
sen und dinglichen Rechten.

Das gilt auch, wenn ein Kraftfahrzeug nicht auf Sie 
zugelassen ist oder noch kein Versicherungskenn-
zeichen auf Ihren Namen hat, solange der Erwerb 
nicht nur zum kurzfristigen Eigengebrauch erfolgt.

5.6 Rechtsschutz bei Steuerangelegenheiten 

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen im Zusammenhang mit Steuern und 
Abgaben vor deutschen Finanzbehörden und 
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Finanzgerichten einschließlich eines vorgeschal-
teten Widerspruchsverfahrens.

5.7 Rechtsschutz bei Sozialverfahren 

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen vor deutschen Sozialbehörden und 
Sozialgerichten einschließlich eines vorgeschalte-
ten Widerspruchverfahrens.

5.8 Verkehrs-Opfer-Rechtsschutz

Dies umfasst die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen 
Interessen als Nebenkläger für eine erhobene 
öffentliche Klage vor einem deutschen Strafge-
richt, wenn Sie oder eine mitversicherte Person 
Opfer einer Gewaltstraftat geworden sind.

Eine Gewaltstraftat liegt vor, bei

• schwerer Verletzung der körperlichen Unver-
sehrtheit und der persönlichen Freiheit,

• Mord, Totschlag und fahrlässiger Tötung,
• Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung.
• Der Rechtsschutz erstreckt sich auf die Bei-

standsleistungen eines Rechtsanwalts
• im Ermittlungsverfahren,
• im Nebenklageverfahren,
• für den Antrag nach § 1 Gewaltschutzgesetz 

(GewSchG) und
• für den Täter-Opfer-Ausgleich nach § 46a Straf-

gesetzbuch (StGB) in nicht vermögensrechtli-
chen Angelegenheiten.

Der Rechtsschutz erstreckt sich auch auf eine 
psychosoziale Prozessbegleitung gemäß § 3 des 
Gesetzes über die psychosoziale Prozessbeglei-
tung im Strafverfahren (PsychPbG).

Wir sind nicht zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
die kostenlose Beiordnung eines Rechtsanwalts 
oder einer psychosozialen Prozessbegleitung nut-
zen können.

Wurden Sie oder eine versicherte Person durch 
die Gewaltstraftat getötet, hat der eheliche oder 
eingetragene Lebenspartner des Opfers Rechts-
schutz als Nebenkläger. Das gilt auch für die Eltern 
und Kinder des Opfers.

Sie haben auch Rechtsschutz für die außergericht-
liche Durchsetzung von Ansprüchen nach dem 
Opferentschädigungsgesetz (OEG) wegen eines 
dauerhaften Körperschadens. Dies setzt voraus, 
dass Sie nebenklageberechtigt sind.

6. Nicht versicherte Rechtsstreitigkeiten

Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahr-
nehmung Ihrer rechtlichen Interessen 

• gegen uns oder gegen das Schadensabwick-
lungsunternehmen wegen Ansprüchen aus die-
sem Versicherungsvertrag,

• für Rechtsschutzfälle versicherter Personen 
untereinander. Der Ausschluss gilt nicht für 
Ansprüche, die kraft Gesetz natürlichen Perso-
nen dann zustehen, wenn eine versicherte Per-
son verletzt oder getötet wird,

• im ursächlichen Zusammenhang mit Krieg, 
feindseligen oder terroristischen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung 
oder Erdbeben,

• bei Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach 
Eintritt des Rechtsschutzfalles auf Sie übertra-
gen wurden oder übergegangen sind. Dies gilt 
nicht für Ansprüche, die im Rahmen eines vor 
Eintritt des Rechtsschutzfalles abgeschlosse-
nen Leasingvertrages für versicherte Kraftfahr-
zeuge auf Sie übergegangen sind,

• bei in Ihrem Namen geltend gemachten Ansprü-
chen anderer Personen oder aus einer Haftung 
für Verbindlichkeiten anderer Personen,

• bei Verfahren vor Verfassungsgerichten,
• bei Verfahren vor internationalen oder suprana-

tionalen Gerichtshöfen. Dies gilt auch, wenn ein 
deutsches Gericht das Verfahren dem Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) zur Vorabentschei-
dung vorlegt,

• für Rechtsschutzfälle, die vor Versicherungs-
beginn bereits eingetreten sind oder deren 
Anbahnung sich für Sie im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses bereits abzeichnete und somit 
vorhersehbar waren,

• für Rechtsschutzfälle in Bereichen, in denen Sie 
bei Meldung des Rechtsschutzfalles länger als 
drei Jahre bei uns nicht mehr versichert sind,

• im ursächlichen Zusammenhang mit der Aus-
übung eines Widerrufs-, Widerspruchs-, Rück-
tritts- oder Anfechtungsrechts gegen Darle-
hens-, Versicherungs- oder Leasingverträge, die 
vor Beginn des Versicherungsschutzes abge-
schlossen wurden und bei denen Sie sich darauf 
berufen, dass ein Mangel hinsichtlich der Auf-
klärung, Belehrung oder Beratung dieser Rechte 
vorliegt. Dieser Ausschluss gilt auch, wenn Sie 
den Widerruf, Widerspruch, Rücktritt oder die 
Anfechtung nach Abschluss des Rechtsschutz-
vertrages erklären.

• im Zusammenhang mit einem geplanten oder 
eröffneten Insolvenzverfahren.
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7. Versicherte Kosten

Wir übernehmen bei bestehendem Versicherungs-
schutz die erforderlichen Kosten für die Wahrneh-
mung Ihrer rechtlichen Interessen, wenn Sie nach-
weisen, dass Sie zu deren Zahlung verpflichtet sind 
oder diese Kosten bereits gezahlt haben. Wenn Sie 
Kosten in fremder Währung bezahlt haben, über-
nehmen wir diese in Euro. Als Abrechnungsgrund-
lage benutzen wir den Wechselkurs des Tages, an 
dem Sie die Kosten vorgestreckt haben.

Unter den erforderlichen Kosten verstehen wir:

7.1 Mediationskosten

Wir übernehmen im Rahmen der versicherten 
Rechtsstreitigkeiten (Leistungsarten) die üblichen, 
angemessenen Kosten eines zertifizierten Media-
tors in einem Mediationsverfahren zur außerge-
richtlichen Streitbeilegung. 

Nehmen an der Mediation nicht versicherte Perso-
nen teil, übernehmen wir anteilig die Kosten, die 
auf Sie und mitversicherte Personen entfallen. 

Die maximale Höhe der Mediationskosten ergibt 
sich aus Ihrem Versicherungsschein.

7.2 Rechtsanwaltskosten

Wir übernehmen die erforderlichen Kosten für die 
gerichtliche und außergerichtliche Wahrnehmung 
Ihrer Interessen durch einen Rechtsanwalt im 
nachstehenden versicherten Umfang.

Den Rechtsanwalt können Sie frei wählen. Dies 
gilt auch für Personen, die eine nach den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften im Rahmen von 
Gerichts- und Verwaltungsverfahren anerkannte 
Qualifikation besitzen. 
 
Die gesetzliche Vergütung des Rechtsanwalts 
richtet sich in allen Fällen nach dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz (RVG).

7.2.1 Anwaltliche Erstberatung 

Wenn sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die 
folgenden Leistungen beschränkt, dann überneh-
men wir die Kosten je Rechtsschutzfall höchstens 
bis zu dem im Versicherungsschein vereinbarten  
Betrag:

• Ihr Rechtsanwalt erteilt Ihnen einen mündlichen 
oder schriftlichen Rat

• er gibt Ihnen eine Auskunft
• er erarbeitet für Sie ein Gutachten

7.2.2 Rechtsschutzfall im Inland

Wir übernehmen maximal die gesetzliche Vergü-
tung eines Rechtsanwalts, der am Ort des zustän-
digen Gerichts ansässig ist oder wäre.

7.2.3 Rechtsschutzfall im Ausland

Wir übernehmen die Kosten für einen Rechtsan-
walt, der für Sie am zuständigen Gericht im Aus-
land tätig wird. Dies kann sein

• ein am Ort des zuständigen Gerichts ansässiger 
ausländischer Rechtsanwalt oder

• ein Rechtsanwalt in Deutschland.

Den Rechtsanwalt vergüten wir in jedem Fall so, 
als wäre der Rechtsstreit am Ort eines Anwaltsbü-
ros in Deutschland. Diese Vergütung ist begrenzt 
auf die gesetzliche Vergütung.

Bei Ansprüchen aufgrund eines Verkehrsunfalls 
im europäischen Ausland muss zunächst eine 
Regulierung mit dem Schadenregulierungsbe-
auftragten bzw. mit der Entschädigungsstelle im 
Inland erfolgen. Dies gilt jedoch nicht für Israel 
und die Schweiz. Erst wenn diese Regulierung 
erfolglos geblieben ist, tragen wir auch Kosten für 
eine Rechtsverfolgung im Ausland.

Die zusätzlichen Kosten der Regulierung im Inland 
übernehmen wir im Rahmen der gesetzlichen 
Gebühren, und zwar bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines Verkehrsanwalts.

7.2.4 Verkehrsanwalt

Wohnen Sie mehr als 100 km Luftlinie vom zustän-
digen Gericht entfernt, dann übernehmen wir auch 
die gesetzliche Vergütung eines Rechtsanwalts, 
der nur den Schriftverkehr mit dem Rechtsanwalt 
am Ort des zuständigen Gerichts führt (sog. Ver-
kehrsanwalt).

Die Kosten übernehmen wir bis zur Höhe einer 
Korrespondenzgebühr (Ziffer 3400 RVG) oder 
stattdessen bis zu dieser Höhe die gesetzlichen 
Reisekosten und Abwesenheitsgelder des für Sie 
tätigen Rechtsanwalts.

Bei Strafverfahren übernehmen wir diese Kosten 
maximal bis zur Höhe einer weiteren Verfahrens-
gebühr in Höhe der Mittelgebühr.

Wir übernehmen keine Kosten für einen Verkehrs-
anwalt bei Ordnungswidrigkeitenverfahren.
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7.2.5 Mehrkosten bei einem Anwaltswechsel

Wir übernehmen die Mehrkosten für einen 
Anwaltswechsel, soweit der Wechsel in der Per-
son des Rechtsanwalts eintreten musste, gemäß 
§ 91 Abs. 2 Satz 2 Zivilprozessordnung (ZPO).

7.2.6 Kosten für eine gütliche Einigung

Wir übernehmen bei einer gütlichen Einigung die 
Kosten im Verhältnis des von Ihnen angestrebten 
Ergebnisses zum erzielten Ergebnis, es sei denn, 
dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung 
gesetzlich vorgeschrieben ist.

7.2.7 Sachverständigenkosten bei Privatgutachten

Wir übernehmen die ortsübliche Vergütung für 
einen Sachverständigen bei einem Privatgutachten

• in Fällen der Verteidigung in einem verkehrs-
rechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkeitsver-
fahren,

• wenn Sie Ihre rechtlichen Interessen aus Kauf- 
und Reparaturverträgen von Kraftfahrzeugen 
wahrnehmen.

Der Sachverständige muss über die erforderliche 
technische Sachkunde verfügen. Als technisch 
sachkundig gelten Sachverständige, die von einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Stelle 
bestellt oder von einer nach den jeweils gültigen 
DIN/ISO-Normen akkreditierten Stelle zertifiziert 
worden sind.

7.3 Reisekosten

Wir übernehmen Ihre Kosten für eine Reise zu 
einem ausländischen Gericht, wenn

• Sie dort als Beschuldigter oder Prozesspartei 
erscheinen müssen,

• Sie Rechtsnachteile nur durch Ihr persönliches 
Erscheinen vermeiden können.

Wir übernehmen auch die gesetzlichen Fahrt-
kosten und Abwesenheitsgelder eines im Land-
gerichtsbezirk des Besuchsortes zugelassenen 
Rechtsanwalts, der Sie besucht, wenn Sie auf-
grund Unfalls, Krankheit oder sonstigen körperli-
chen Gebrechens den Rechtsanwalt nicht selbst 
aufsuchen können.

Wir übernehmen in diesen Fällen die tatsäch-
lich entstehenden Kosten bis zur Höhe der für 

Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten 
geltenden Sätze.

7.4 Verfahrens- und Vollstreckungskosten

Wir übernehmen

• die Gerichtskosten einschließlich der Entschä-
digung für Zeugen und Sachverständige, die 
vom Gericht herangezogen werden,

• die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen entstandenen Kosten, 
soweit Sie aufgrund prozessualer Vorschriften 
zu deren Erstattung verpflichtet sind, ausge-
nommen Kosten, die dem Gegner durch eine 
behauptete oder begangene pflichtwidrige 
Handlung Ihrerseits bereits vor Beginn Ihrer 
Rechtsverteidigung entstanden sind,

• Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder 
Art, bei denen vom Gericht eine Geldstrafe oder 
Geldbuße über 250 Euro verhängt wurde,

• die Kosten des Gerichtsvollziehers bis zu drei 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen je Vollstre-
ckungstitel. Wir übernehmen keine Kosten auf-
grund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, 
die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des 
Vollstreckungstitels eingeleitet werden. Hat der 
Schuldner in den letzten drei Jahren vor der ers-
ten Maßnahme eine Versicherung an Eides statt 
abgegeben, erstatten wir diese Kosten nicht.

• die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehör-
den einschließlich der Entschädigung für Zeu-
gen und Sachverständige, die von der Verwal-
tungsbehörde herangezogen werden, sowie die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungsweg.

7.5 Kosten für gesetzliche Schlichtungsverfahren

Wir übernehmen die Gebühren eines gesetzlich 
vorgesehenen Schlichtungsverfahrens.

7.6 Übersetzungskosten

Wir übernehmen die Kosten für die Übersetzung 
der für die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interes-
sen notwendigen schriftlichen Unterlagen aus der 
deutschen Sprache in die ausländische Gerichts-
sprache.

7.7 Kosten für Verkehrs-Opfer-Rechtsschutz

Wir akzeptieren eine angemessene Honorarver-
einbarung mit Ihrem Rechtsanwalt bis maximal 
zum 5,0-fachen der gesetzlich vorgesehenen Ver-
gütung.

Wir übernehmen die Kosten für eine psychosoziale 
Prozessbegleitung bis maximal zum 2,0-fachen 
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der gesetzlich vorgesehenen Vergütung gemäß 
Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung 
im Strafverfahren (PsychPbG).

7.8 Strafkaution

Ist zur Vermeidung einer Untersuchungshaft eine 
Kaution erforderlich, gewähren wir Ihnen ein zins-
loses Darlehen (Strafkaution). Dies geschieht in 
Form eines zinslosen Darlehens bis zu der im Ver-
sicherungsschein vereinbarten Höhe.

7.9 Kosten für Medizinisch-Psychologische Unter-
suchung

Wir übernehmen die Kosten für ein Gutachten 
zur Medizinisch-Psychologischen Untersuchung  
(MPU), wenn das Gutachten den zugrundeliegen-
den Vorwurf entkräftet hat. 

8. Versicherungssumme

Die vereinbarte Versicherungssumme ergibt sich 
aus dem Versicherungsschein.

Zahlungen für Sie selbst und für mitversicherte 
Personen in demselben Rechtsschutzfall rechnen 
wir zusammen. Dies gilt auch für Zahlungen auf-
grund mehrerer Rechtsstreitigkeiten, die zeitlich 
und ursächlich zusammenhängen oder auf dem 
gleichen Ereignis oder auf dem gleichen Lebens-
sachverhalt beruhen. Gelten mehrere Rechtsstrei-
tigkeiten als ein Rechtsschutzfall, wird der Selbst-
behalt nur einmal von unserer Zahlung abgezogen

9. Selbstbehalt 

Ein vereinbarter und im Versicherungsschein 
dokumentierter Selbstbehalt wird von der Ent-
schädigungsleistung je Rechtsschutzfall in Abzug 
gebracht.

Dies gilt nicht für die anwaltliche Erstberatung, 
soweit danach der Rechtsschutzfall beendet ist.

10. Wartezeiten

Für die Leistungsarten nach den Ziffern 5.2, 5.5 
und 5.7 dieser Besonderen Versicherungsbedin-
gungen gilt eine Wartezeit. 

Versicherungsschutz besteht erst nach Ablauf von 
drei Monaten nach Versicherungsbeginn.

Für Versicherungsfälle, die innerhalb der Wartezeit 
eintreten, besteht auch nach Ablauf der Wartezeit 
kein Versicherungsschutz. 

11. Geltungsbereich  

Bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Aus-
land besteht der Rechtsschutz

• in Europa für die gesamte Dauer des Aufenthal-
tes und

• im nichteuropäischen Ausland höchstens für 
ein Jahr.

Unter Europa verstehen wir

• die Staaten der Europäischen Union (EU),
• die Vertragsstaaten des Abkommens über den 

europäischen Wirtschaftsraum (EWR),
• das Vereinigte Königreich
• die Schweiz und
• Israel.

Kein vorübergehender Auslandsaufenthalt im 
Sinne dieser besonderen Versicherungsbedin-
gungen Bedingungen liegt vor, wenn der ständige 
Wohnsitz dauerhaft ins Ausland verlegt wird. Ab 
diesem Zeitpunkt besteht kein Versicherungs-
schutz mehr.

12. Versichererwechsel  

Bei einem Wechsel vom Vorversicherer zu uns 
übernehmen wir Versicherungsschutz, wenn 
bezüglich der versicherten Leistungen

• ein lückenloser Versicherungsschutz besteht,
• Versicherungsschutz beim Vorversicherer 

bestand,
• der Versicherungsfall in der Vertragslaufzeit 

des Vorversicherers liegt,
• der Anspruch erstmals später als drei Jahre 

nach Beendigung der Vorversicherung geltend 
gemacht wird und
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• der Vorversicherer deshalb seine Leistungs-
pflicht abgelehnt hat.

Die Meldung beim Vorversicherer darf jedoch 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt 
worden sein.

13. Obliegenheiten und Folgen von Obliegenheits-
verletzungen vor und nach Eintritt des Rechts-
schutzfalles 

13.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Rechtsschutzfalles 

Der Fahrer oder Führer eines Kraftfahrzeuges 
muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles

• die erforderliche Fahrerlaubnis haben,
• berechtigt sein, das Kraftfahrzeug zu führen und
• das Kraftfahrzeug muss zugelassen sein oder 

ein gültiges Versicherungskennzeichen haben.

13.2 Obliegenheiten nach Eintritt des Rechtsschutz-
falles 

13.2.1 Obliegenheiten uns gegenüber

Nach dem Eintritt eines Rechtsschutzfalles müs-
sen Sie

• den Rechtsschutzfall, soweit Ihnen zumutbar, 
unverzüglich anzeigen,

• vollständig und wahrheitsgemäß über sämt-
liche Umstände des Rechtsschutzfalles unter-
richten,

• alle Beweismittel angeben,
• Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung stellen 

und
• auf unser Verlangen Auskünfte über den Ver-

fahrensstand geben.

Wir bestätigen Ihnen in Textform den Umfang des 
Versicherungsschutzes, der für den konkreten 
Rechtsschutzfall besteht.

Ergreifen Sie jedoch Maßnahmen zur Durchsetzung 
Ihrer rechtlichen Interessen, bevor wir den Umfang 
des Versicherungsschutzes bestätigt haben, und 
entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, tra-
gen wir nur die Kosten, die wir bei einer Bestätigung 
des Versicherungsschutzes vor Einleitung dieser 
Maßnahmen zu tragen gehabt hätten.

13.2.2 Obliegenheiten gegenüber Ihrem Rechtsanwalt

Sie müssen Ihren Rechtsanwalt bei der Beauftra-
gung

• vollständig und wahrheitsgemäß unterrichten,
• die Beweismittel angeben,
• die möglichen Auskünfte erteilen und
• die notwendigen Unterlagen beschaffen.

13.3 Folgen von Obliegenheitsverletzungen

Wenn Sie eine Obliegenheit vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles vorsätzlich verletzen, verlieren Sie 
Ihren Versicherungsschutz.

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegen-
heit sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, 
und zwar in einem der Schwere Ihres Verschul-
dens entsprechenden Verhältnis.

Wenn Sie eine Auskunfts- oder Aufklärungsob- 
liegenheit nach Eintritt des Versicherungsfalles 
verletzen, kann auch dies zum vollständigen oder 
teilweisen Wegfall des Versicherungsschutzes 
führen. Dies setzt jedoch voraus, dass wir Sie vor-
her durch gesonderte Mitteilung in Textform über 
diese Pflichten informiert haben.
 
Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn 
Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheiten nicht 
grob fahrlässig verletzt haben.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, 
wenn Sie uns nachweisen, dass die Obliegenheits-
verletzung nicht die Ursache war für

• den Eintritt des Rechtsschutzfalles,
• die Feststellung des Rechtsschutzfalles oder
• die Feststellung oder den Umfang unserer Leis-

tung.

Der Versicherungsschutz bleibt nicht bestehen, 
wenn Sie Ihre Obliegenheit arglistig verletzt haben.

Sie müssen sich bei der Erfüllung der Obliegenhei-
ten die Kenntnis und das Verhalten des von Ihnen 
beauftragten Rechtsanwalts zurechnen lassen.
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14. Ablehnung des Versicherungsschutzes wegen 
mangelnder Erfolgsaussichten oder wegen Mut-
willigkeit - Stichentscheidverfahren

14.1 Erfolgsaussichten oder Mutwilligkeit

Wir können den Versicherungsschutz ablehnen, 
wenn unserer Auffassung nach

• die Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen 
nach den Ziffern 5.1, 5.2 sowie 5.5 bis 5.7 dieser 
Besonderen Versicherungsbedingungen keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder

• Sie Ihre rechtlichen Interessen mutwillig wahr-
nehmen wollen. Mutwilligkeit liegt dann vor, 
wenn die voraussichtlich entstehenden Kosten 
in einem groben Missverhältnis zum angestreb-
ten Erfolg stehen. In diesem Fall können wir 
nicht zahlen, weil die berechtigten Interessen 
der Versichertengemeinschaft beeinträchtigt 
würden.

Die Ablehnung müssen wir Ihnen in diesen Fällen 
unverzüglich in Textform mitteilen, und zwar mit 
Begründung. 

14.2 Verfahren bei abgelehntem Rechtsschutz (Stich-
entscheidverfahren)

Wenn wir Rechtsschutz aus den vorgenannten 
Gründen (Nr. 14.1) ablehnen, können Sie den für 
Sie tätigen oder noch zu beauftragenden Rechts-
anwalt veranlassen, eine begründete Stellung-
nahme abzugeben, und zwar zu folgenden Fragen:
 
• Besteht eine hinreichende Aussicht auf Erfolg, 

und
• steht die Durchsetzung Ihrer rechtlichen Inter-

essen in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Erfolg?

Die Kosten für diese Stellungnahme übernehmen 
wir. 

Die Entscheidung des Rechtsanwalts ist für Sie 
und für uns bindend, es sei denn, dass diese Ent-
scheidung offenbar von der tatsächlichen Sach-
oder Rechtslage erheblich abweicht.

Damit der Rechtsanwalt die Stellungnahme 
abgeben kann, müssen Sie ihn vollständig und 
wahrheitsgemäß über die Sachlage unterrichten. 
Außerdem müssen Sie die Beweismittel angeben. 
Wenn Sie diesen Verpflichtungen nicht nachkom-
men, entfällt Ihr Versicherungsschutz.

15. Abtretung

Ihre Ansprüche auf Versicherungsleistungen kön-
nen Sie nur mit unserem Einverständnis abtreten.

Unser Einverständnis bedarf der Textform. 

Ausnahme: Das Zustimmungserfordernis entfällt, 
wenn Sie auf Geld gerichtete Ansprüche gegen 
uns haben. 

Wenn wir Sie von noch nicht bezahlten Kosten-
rechnungen freistellen sollen, liegt kein auf Geld 
gerichteter Anspruch vor.

16. Anspruchsübergang

Wenn ein anderer Ihnen Kosten der Rechtsverfol-
gung erstatten muss, dann geht dieser Anspruch 
auf uns über. Dies gilt nur dann, wenn wir die Kos-
ten bereits beglichen haben.

Sie müssen uns die Unterlagen aushändigen, die 
wir brauchen, um diesen Anspruch durchzuset-
zen. Bei der Durchsetzung des Anspruchs müssen 
Sie mitwirken, wenn wir das verlangen und soweit 
dies für Sie zumutbar ist.

Wenn Sie diese Pflicht vorsätzlich verletzen und 
wir deshalb diese Kosten von dem anderen nicht 
erstattet bekommen, dann müssen wir über die 
geleisteten Kosten hinaus keine weiteren Kosten 
mehr erstatten. Wenn Sie grob fahrlässig gehan-
delt haben, sind wir berechtigt, die Kosten in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Sie müssen beweisen, dass 
Sie nicht grob fahrlässig gehandelt haben.

17. Kostenerstattung durch Dritte

Hat Ihnen ein anderer Kosten der Rechtsver-
folgung erstattet, müssen Sie uns diese Kosten 
zurückzahlen, soweit wir diese bereits beglichen 
haben.

18. Kündigung des Versicherungsvertrages

In Ergänzung zu Ziffer 7.1 der Allgemeine Versi-
cherungsbedingungen gilt:

Haben wir den Versicherungsschutz abgelehnt, 
obwohl wir zur Leistung verpflichtet gewesen 
wären, können Sie den Vertrag vorzeitig, innerhalb 
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von einem Monat, nachdem Sie unsere Ablehnung 
erhalten haben, in Textform kündigen.

Haben wir unsere Leistungspflicht für mindestens 
zwei innerhalb von zwölf Monaten eingetretene 
Versicherungsfälle bejaht, können Sie und wir 
den Vertrag vorzeitig, innerhalb von einem Monat, 
nach Anerkennung der Leistungspflicht für den 
zweiten oder jeden weiteren Versicherungsfall, in 
Textform kündigen.

19. Beendigung des Versicherungsvertrages

In Ergänzung zu Ziffer 7.2 der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen gilt:

Der Versicherungsvertrag endet für alle versicher-
ten Personen, wenn Sie versterben. Die versicherte 
volljährige Person hat dann das Recht, den Versi-
cherungsvertrag unter Benennung des künftigen 
Versicherungsnehmers fortzusetzen. Eine solche 
Erklärung ist uns gegenüber innerhalb von zwei 
Monaten nach Ihrem Tod in Textform abzugeben. 

Bei Tod einer versicherten Person, die nicht 
zugleich Versicherungsnehmer ist, endet der Ver-
sicherungsvertrag in Bezug auf diese versicherte 
Person.
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